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häufiger Bedingungen hinreichend begründet« Bosogea &u£ das 
gesamt© Strafverfahren der DDR verliert diese Aussage noch* 
mehr an Realitätssinn, denn insgesamt wurde und wird ver­
gleichsweise wenig mit der Auferlegung von Bedingungen ge­
arbeitet, weil bei der Bearbeitung von Straftaten der all­
gemeinen Kriminalität dazu in der Regel objektiv keine Hot­
wendigkeit besteht-*
Die Behauptung, daß den beim Mt3 ©insitzenden Besöhuldigt en 
erst nach Abschluß der Ermittlungen eine Biete von Rechts­
anwälten vorgclegt wird, entbehrt generell jeder Grundlage* 
Ebenso wie die Behauptung von der Akteneinsicht erst wenig© 
Sage vor der Haupt Verhandlung und die angeblich praktische 
Unmöglichkeit eines Rechtsanwaltssprochers während der Un­
tersuchungshaft beim MfS*

Der ehemalige DDR-Bürger Rechtsanwalt Dieter SRäl* sagte 1932 
in einem Interview* "Das Recht auf Verteidigung wird be­
schnitten schon bei der Einleitung des ih?mittlimgsver£ahrens*n 
"Zwar wird nach § 61 StPO belehrt, der Beschuldigte kann aber 
praktisch nicht sofort mit einem Rechtsanwalt reden*"
"Da der Postweg von der Uni ersuchungshax t aast alt zum Rechts­
anwalt, besonders in kleinen Kreisstädten» bis zu 14 Pago 
dauert, ist das Recht auf Verteidigung nur noch formal*"
"Man köu&t© auch sagen, di© Rechtsanwaltschaft stelle eine 
Art demokratisches Deckmänt eichen für die Rechtsstaatlich­
keit im realen Sozialismus der DDR dar 1" ^ )
Auch GR&F beschränkt sich hier vorwiegend auf unzulässig© 
Verallgemeinerungen* Er schildert einseitig, daß das System 
der Beauftragung des Verteidigers schleppend ist und leitet 
daraus automatisch die Schlußfolgerung ab, wonach das Recht 
auf Verteidigung im Streif verfahren dar DDR nicht gewahrt ist* 
Diese Darstellung ist unv/issensohaftlich und entspricht nicht 
den tatsächlichen i’ätigkeitsmögliehkeiten der Verteidiger*

T4 'Interview mit Rechtsanwalt Dieter GR/LP in der BRD, 1932, 
woitoro Angaben zur Quelle nicht bekannt


